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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Die Beratungen der politischen Agenda des Bundesrats sind immer wieder ein
umstrittener Diskussionspunkt in den Räten. Dies zeigte sich auch bei der Beratung der
Legislaturplanung 2019–2023 während der Sommersession im Ständerat. Die
neuerliche Diskussion, ob die Legislaturplanung vom Parlament lediglich zur Kenntnis
genommen oder detailliert beraten und als einfacher, nicht bindender
Bundesbeschluss verabschiedet werden soll wie dies seit 2004 vorgesehen ist, wurde
zusätzlich durch die Corona-Krise angeheizt. Die ausserordentliche Situation zeige – so
etwa Damian Müller (fdp, LU) –, dass es richtig sei, wenn die Legislaturplanung zu einem
nicht bindenden Beschluss führe, weil der Bundesrat nur so auf unvorhergesehene
Ereignisse reagieren könne. Das bedeute aber eben auch, dass es keine langen
Beratungen und keine Legislaturplanungskommission brauche, weil dies letztlich viel zu
viel unnötige Zeit und Kosten in Anspruch nehme. Man habe bessere Instrumente, um
ganz spezifisch einzelne Massnahmen mitzusteuern, die man dann aber im konkreten
Moment anwenden solle. Eine einfache Kenntnisnahme der Legislaturplanungsbotschaft
reiche vollends. Dies habe er auch in einer parlamentarischen Initiative so angeregt, für
dessen Unterstützung der Luzerner Freisinnige denn in seinem Votum auch schon
vorsorglich warb. Heidi Z'graggen (cvp, UR) erwiderte, dass der Weg des Bundesrats, auf
den das Land gesteuert werden solle, ein genaues Hinschauen verdiene und nicht
einfach durchgewinkt werden sollte. Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) führte die
Pandemie an, wies aber darauf hin, dass es wegen unvorhergesehener Ereignisse
wichtig sei, die Legislaturplanung auch als Legislative anpassen zu können. Thomas
Minder (parteilos, SH) wiederum reihte sich zu den Kritikern des aktuellen Vorgehens
ein und wies darauf hin, dass zahlreiche Massnahmen im Bericht nach der Corona-Krise
Makulatur geworden seien. Er warf dem Bundesrat und der
Legislaturplanungskommission deswegen «Unflexibilität» vor. Man müsse neu planen
und eine angepasste Vision präsentieren. «Die Sitzung heute Nachmittag ist für mich
ein verlorener Tag», schloss der Schaffhauser Ständerat. Auch Olivier Français (fdp, VD)
monierte, man habe für die Beratung des Papiers viel zu viel Zeit einberaumt. In der
Folge äusserte sich Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga zu Wort und gab zu
bedenken, dass ein ans Parlament überwiesener Bundesbeschluss nicht einfach so
zurückgenommen werden könne. Man habe aber durchaus Flexibilität bewiesen, indem
eben der Bericht auch zusammen mit der Legislaturplanungskommission noch einmal
überarbeitet worden sei, was sich ja auch in verschiedenen, nachträglich zu
debattierenden Änderungsanträgen niedergeschlagen habe. Das Parlament müsse die
Möglichkeit haben, die Planung der Regierung zu überprüfen, so die Magistratin.
Nach diesem Vorgeplänkel – eine Eintretensdebatte gab es nicht, weil Eintreten für die
Legislaturplanung obligatorisch ist – wurden in der kleinen Kammer also besagte
Änderungen diskutiert. Covid-19 spielte dabei freilich nur noch eine marginale Rolle,
indem Artikel 1 mit einem Passus ergänzt wurde, dass sich die Politik des Bundes nach
den drei Leitlinien zu richten und dabei auch die Lehren aus der Covid-19-Pandemie zu
ziehen habe. Zusätzlich wurde als Massnahme eine Vernehmlassung zu einer Revision
des Epidemiengesetzes angenommen. Der erste Änderungsantrag betraf zudem die
dritte Leitlinie, die nicht nur den Schutz des Klimas, sondern zusätzlich auch den
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen anstreben soll. Der Rat folgte mit 28 zu 13
Stimmen diesem Vorschlag und lehnte damit einen Minderheitsantrag Sommaruga ab,
der auch die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 in der dritten Leitlinie verankern
wollte. Die von Carlo Sommaruga angeführten Minderheitsvorschläge für einen
verstärkten Einbezug von Nachhaltigkeitszielen blitzten auch in der Folge samt und
sonders ab. Eine Mehrheit fand aber eine von der Legislaturplanungskommission
vorgeschlagene sprachliche Änderung einer Massnahme zur Erreichung des 2. Ziels von
Leitlinie 1 (effiziente und digitale Erbringung staatlicher Leistungen). Statt die
Bundesaufgaben «kontinuierlich» zu überprüfen, sollen sie «regelmässig» überprüft
werden. Neu eingeführt wurden zudem verschiedene zusätzliche Massnahmen in
verschiedenen Zielen: die Stärkung des Wirtschaftsstandorts, eine Strategie zur
Umsetzung einer digitalen Gouvernanz, die Gewährleistung der bilateralen
Wirtschaftsbeziehungen mit der EU und dem UK, die Erarbeitung einer Strategie für
Barrierefreiheit, die Gewährleistung einer optimalen IKT-Infrastruktur in allen Regionen
der Schweiz, einen Bericht über die Rahmenbedingungen für eine Landesausstellung,
die Erneuerung der Mittel zum Schutz der Bevölkerung «gegen Bedrohungen aus der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2020
MARC BÜHLMANN
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dritten Dimension» (gemeint ist die Luftabwehr), einen Aktionsplan «Biodiversität»
sowie eine Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz. Lange diskutiert
wurde im Rat über Bildungsthemen. Auf taube Ohren stiess dabei die Minderheit
Chiesa (svp, TI) für eine Strategie zur Initiierung globaler Bildungsprogramme. Heidi
Z'graggen forderte vergeblich die Streichung einer von der Kommission eingeführten
Botschaft zur politischen Bildung der jungen Generation und gab zu bedenken, dass die
Bildung Sache der Kantone bleiben müsse. Angenommen wurde hingegen eine
Minderheit Juillard (cvp, JU), die als Massnahme einen Aktionsplan für die Förderung
der Mehrsprachigkeit und den Unterricht in Heimatlicher Sprache unter Einbezug der
Kantone forderte. Keine Chance hatten die Anträge von rechts, mit welchen die
Massnahmen für die geregelten Beziehungen der Schweiz zur EU gestrichen oder
wenigstens abgeschwächt hätten werden sollen. Eine Gesamtabstimmung war für diese
Art Geschäft nicht vorgesehen. Die derart ergänzte Legislaturplanung ging nun an den
Nationalrat. 1

Bundesverwaltung - Personal

Mit der Revision des Bundespersonalgesetzes wollte der Bundesrat die Attraktivität der
Bundesverwaltung als Arbeitgeberin steigern und das Personalrecht dem für die
Privatwirtschaft geltenden Obligationenrecht weiter annähern. Ziele der Änderung des
seit 2002 geltenden Rahmengesetzes waren unter anderem eine grössere Flexibilität
bei der Auflösung von Arbeitsverhältnissen und bessere Regelungen der Unterstützung
bei unverschuldeter Kündigung. Der Ständerat brachte als Erstrat neben ein paar
sprachlichen Detailkorrekturen einen zusätzlichen Passus ein, mit dem geeignete
Massnahmen zur Sicherstellung einer adäquaten Vertretung der Landessprachen in der
Verwaltung sowie zur Förderung der Sprachkenntnisse einer zweiten Amtssprache und
passiver Kenntnisse einer dritten Amtssprache bei den höheren Kadern gefordert
werden. Darüber hinaus präzisierte die kleine Kammer den Übergang von befristeten zu
unbefristeten Anstellungsverhältnissen, setzte der Kündigungsfrist eine maximale
Obergrenze von sechs Monaten und legte die maximale Entschädigung bei einer
Auflösung des Arbeitsverhältnisses zwischen einem Monats- und einem Jahreslohn fest.
Die Vorschläge von Thomas Minder (parteilos, SH) Abgangsentschädigungen als
grundsätzlich unzulässig zu erklären und die Kündigungsfristen statt auf Verordnungs-
auf Gesetzesstufe zu regeln, blieben chancenlos. Im Nationalrat scheiterte ein gleich
begründeter Antrag der SVP-Fraktion auf Nichteintreten. Auch die SVP plädierte
erfolglos für konkrete gesetzliche Bestimmungen für Kündigungsfristen, Arbeitszeiten
und Ferien. Auch in der grossen Kammer waren die Abgangsentschädigungen ein
Diskussionsthema. Aber auch hier hatte der SVP-Vorschlag, grundsätzlich auf
Abgangsentschädigungen zu verzichten, keine Chance. Der Nationalrat schuf einige
Differenzen zum Ständerat, die allerdings lediglich sprachliche Präzisierungen waren
und von der kleinen Kammer in der zweiten Lesung alle gutgeheissen wurden.
Ausnahme bildete einzig eine Präzisierung der Abgangsentschädigung bei Kündigungen
ohne eigenes Verschulden, auf die der Ständerat verzichten wollte. Der Nationalrat
folgte diesem Wunsch und hiess das revidierte Bundespersonalgesetz bei der
Schlussabstimmung in der Wintersession mit 177 zu 12 Stimmen zu. Der Ständerat
sprach sich einstimmig (40 Stimmen) bei zwei Enthaltungen für die Revision aus. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Auch im zweiten Anlauf scheiterte der Kulturförderungsartikel in der
Bundesverfassung (Art. 27septies) nicht am Willen einer Mehrheit der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, sondern an abstimmungstechnischen
Modalitäten. 1986 hatten sich die Kulturinitiative, die unter anderem ein Prozent des
jährlichen Gesamtbudgets für die Kultur forderte, und der unverbindlichere
bundesrätliche Gegenvorschlag durch die damals noch geltende Unvereinbarkeit des
doppelten Ja gegenseitig blockiert. Im Berichtsjahr erwies sich das für
Verfassungsänderungen notwendige Ständemehr als Stolperstein für die Vorlage. 51%
der Stimmberechtigten wollten dem Bund die Kompetenz erteilen, das Kulturschaffen
subsidiär und im Interesse der Verständigung unter den vier Kulturregionen zu erhalten,
zu fördern und zu vermitteln. Damit sollte dem Bund die verfassungsrechtliche
Grundlage für die Übernahme von Aufgaben erteilt werden, die er aufgrund einer etwas

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.1994
MARIANNE BENTELI
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grosszügigen Interpretation des Zweckartikels der Bundesverfassung (Art. 2) über die
"Beförderung der gemeinsamen Wohlfahrt" faktisch seit dem letzten Jahrhundert
wahrnimmt. Durch verschiedene Bundesbeschlüsse wurde dem Bund seither die
Kompetenz erteilt, die Denkmalpflege zu unterstützen, die bildende und angewandte
Kunst zu fördern sowie Museen und Archive von nationaler Bedeutung zu unterhalten.
1962 wurde der Heimatschutz (Art. 24sexies) in die Verfassung aufgenommen. Der
einzige Bereich des eigentlichen Kunstschaffens, in welchem der Bund ausdrücklich
durch die Verfassung zu einem Engagement berechtigt wurde, ist jener der
Filmförderung, da Volk und Stände 1958 vorwiegend aus handelspolitischen Gründen
einem "Filmartikel" in der Bundesverfassung (Art. 27ter) zustimmten. Andere
Kunstgattungen, so etwa Literatur, Musik, Theater und Tanz konnten bisher nur indirekt
über die Subventionen an die Schweizerische Volksbibliothek, die Jugendliteratur, die
Erwachsenenbildung oder die Pro Helvetia unterstützt werden. 

Mit dem vorliegenden Kulturförderungsartikel wollten Bundesrat und Parlament der
Kulturpolitik des Bundes eine ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage schaffen
und die Entwicklung dieser Politik langfristig sichern. Ausgehend von den Grundsätzen
des Föderalismus, der Subsidiarität und des Ausgleichs sollte kulturelles Schaffen
gefördert und der Zugang auch weniger begünstigter Gruppen oder Landesteile zur
Kultur erleichtert werden. Besondere Bedeutung kam dem Austausch und damit der
Verbesserung der Kommunikation zwischen den verschiedenen Sprachen und Kulturen
der Schweiz zu. Lediglich 49% der Stimmberechtigten sprachen sich gegen dieses
Ansinnen aus. Da sie jedoch in zehn Kantonen und vier Halbkantonen - namentlich allen
rein deutschsprachigen Kantonen mit Ausnahme Zürichs und der beiden Basel - die
Mehrheit bildeten, konnten sie sich gegen die zustimmenden zehn Kantone und zwei
Halbkantone - neben den bereits genannten alle mehrsprachigen Kantone, das Tessin
und die Romandie - durchsetzen und die Vorlage zu Fall bringen. 

Abstimmung vom 12. Juni 1994

Beteiligung: 46,6%
Nein: 1 018 188 (49,0%) / 10 4/2 Stände
Ja: 1 114 158 (51,0%) / 10 2/2 Stände

Parolen:
Ja: FDP (4*), SP, CVP, GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG.
Nein: SVP (9*), LP (2*), FP, SD, Lega, EDU; SGV, Redressement national.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 3

Ende November präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Förderung der Kultur
für die nächste Kreditperiode (Kulturbotschaft 2016-2020). Im Vergleich zur ersten
Kulturbotschaft 2012-2015 wurde die Kreditperiode, wie bereits in der Vernehmlassung
angekündigt, aufgrund besserer Abstimmung mit anderen mehrjährigen
Finanzierungsbeschlüssen um ein Jahr verlängert. Aufgrund verschiedener
Entwicklungen der Moderne, namentlich der Globalisierung, Digitalisierung und
Urbanisierung, sieht sich der Bundesrat veranlasst, im Sinne einer "Nationalen
Kulturpolitik" die Zusammenarbeit zwischen allen Staatsebenen zu verstärken, um
diesen Herausforderungen geschlossen entgegenzutreten. Da der Begriff der
"Nationalen Kulturpolitik" bei vielen Vernehmlassern, insbesondere bei den Kantonen,
auf föderal motivierte Bedenken stiess, konkretisierte der Bundesrat in der definitiven
Botschaft die "Nationale Kulturpolitik" als von allen Staatsebenen in Zusammenarbeit
getragene Aufgabe, wobei die Kulturhoheit der Kantone jedoch gewahrt werden soll.
Der Bundesrat plant, seine Fördermassnahmen auf den drei Handlungsachsen
"Kulturelle Teilhabe", "Gesellschaftlicher Zusammenhalt" und "Kreation und Innovation"
auszurichten.
Bei der ersten Handlungsachse will der Bundesrat die Teilhabe von Personen
verschiedenster Kulturen am kulturellen Leben fördern sowie die musikalische Bildung
verstärken, was aufgrund der Annahme des direkten Gegenentwurfs zur
zurückgezogenen Volksinitiative "jugend+musik" einem Bedürfnis der Bevölkerung
entspricht. In diesem Zusammenhang soll das neue Programm "Jugend und Musik" ins
Leben gerufen werden, welches analog dem Programm "Jugend und Sport" ausgestaltet
sein soll. Weiter gedenkt der Bund, seine Leseförderung auszubauen, was neu auch die
Unterstützung von Einzelvorhaben, wie etwa die Organisation von Lesetagen,
ermöglichen soll. Zu guter Letzt soll die Bundeskunstsammlung online und digital
zugänglich gemacht werden, obwohl die Idee einer "Virtuellen Nationalgalerie" in der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2014
MARLÈNE GERBER
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Vernehmlassung bei vielen Kantonen auf Kritik gestossen war.
Betreffend "Gesellschaftlichem Zusammenhalt" liegt ein Schwerpunkt auf Massnahmen
zur Unterstützung der sprachlichen Vielfalt, was unter anderem durch Förderung der
dritten Landessprache ausserhalb der italienischsprachigen Schweiz sowie generell
durch verstärkten schulischen Austausch zwischen den Sprachregionen erreicht
werden soll. Ausserdem sollen die Lebensbedingungen von Schweizer Fahrenden und
Angehörigen der jenischen Bevölkerung als kulturelle Minderheit weiterhin verbessert
werden. Bereits durch die Kulturbotschaft 2012-2015 bemächtigt, unterstützte der
Bundesrat die "Radgenossenschaft der Landstrasse" und die Stiftung "Zukunft für
Schweizer Fahrende", was jedoch nicht sonderlich zur Verbesserung der Lage
beigetragen hatte. Obwohl die Zahl der Standplätze in der betreffenden Periode von 11
auf 15 angestiegen war, nahm die Zahl der Durchgangsplätze von 51 auf 45 ab. Darüber
hinaus verknappt sich die Raumsituation aufgrund kürzlich erfolgter Zunahme
ausländischer Durchreisender, namentlich Angehörigen der Sinti und Roma. Auch die
Europäische Kommission gegen Rassismus (ECRI) zeigte sich besorgt über die
ausbleibenden Verbesserungen und empfahl in ihrem Bericht vom September 2014, die
Raumsituation möglichst rasch zu verbessern und etwas gegen die in der Bevölkerung
herrschende Intoleranz und Ablehnung gegenüber Fahrenden und Jenischen zu
unternehmen. Im Rahmen der neuen Kulturbotschaft will der Bundesrat in diesen
Bereichen aktiv werden.
Um kulturelle "Kreation und Innovation" zu fördern, sieht der Bundesrat verschiedene
Massnahmen vor. Eine der Massnahmen umfasst die Schaffung von finanziellen
Anreizen, damit Schweizer Filme und Koproduktionen mit dem Ausland vermehrt in der
Schweiz realisiert werden können. Hierzu soll das Programm "Filmstandort Schweiz"
(FiSS) geschaffen werden.
Die beantragten finanziellen Mittel für die gesamte Kreditperiode belaufen sich auf CHF
1,12 Mrd., womit der Betrag die vorgesehenen Mittel in der Finanzplanung des Bundes
um 6,2% oder CHF 65,1 Mio. übersteigt. Der jährliche Betrag ist somit auch um
durchschnittlich 3,4% höher als der während der Kulturbotschaft 2012-2015
gesprochene. Hier unternahm der Bundesrat trotz gewichtiger Kritik von Seiten der
Economiesuisse, des SGV sowie der beiden bürgerlichen Parteien FDP und SVP keine
Änderungen im Vergleich zur Vernehmlassungsvorlage. 4

Sprachen

Verschiedenes wurde zur Förderung sprachlicher Minderheiten vorgekehrt: So erhöhte
der Bund seinen jährlichen Beitrag an die Ligia Romontscha (LR) von CHF 110'000 auf
CHF 190'000, der bernische Regierungsrat beschloss die Einsetzung einer rein
jurassischen Kommission zur Ausarbeitung eines Projekts für ein Jurassisches
Kulturzentrum und der Freiburger Staatsrat erklärte sich in Beantwortung einer Petition
aus dem Jahre 1962 grundsätzlich zu einer Verbesserung der rechtlichen und
politischen Stellung der deutschsprachigen Minderheit bereit. Umstritten waren
dagegen in deutschschweizerischen wie in welschen Kreisen die Bestrebungen, von
Paris aus im Namen der «Francophonie» westschweizerische Politiker zu einer
organisierten Zusammenarbeit heranzuziehen; die Nationalräte Wilhelm (k.-chr., BE)
und Baechtold (soz., VD) sowie Vertreter der Kantonsparlamente Genfs und des Wallis
folgten immerhin der Einladung zur ersten Generalversammlung der Association
internationale des parlementaires de langue française in Versailles. Die schweizerische
kulturelle Aussenpolitik trat insbesondere durch eine von Pro Helvetia organisierte
photographische Architekturausstellung in Moskau in Erscheinung. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1968
PETER GILG

Der in einer Motion geforderten besseren Berücksichtigung der italienischen Sprache
in der Bundesversammlung entsprach der Bundesrat mit Antrag auf Änderung des
Geschäftsverkehrsgesetzes: Für die Promulgation von Gesetzen sollte auch ein
italienisches Original vorliegen. Das in der Verfassung verankerte Recht des
Parlamentariers auf Gebrauch seiner Muttersprache bei der Gesetzgebung sollte
durch die Bereitstellung der Texte in den drei Amtssprachen für jede Session
gewährleistet werden. Bisher war der italienische Text nur zu Beginn eines
Gesetzgebungsverfahrens vorgelegt worden, ohne dass Textänderungen nachgetragen
worden wären. An der faktischen Zweisprachigkeit des Parlaments würde sich jedoch
nichts ändern.

Zur Förderung sprachlicher Minderheiten wurden weitere Massnahmen getroffen:
Eine von der Ligia Romantscha (LR) patronierte Dieta Romantscha diskutierte

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.07.1970
RUTH GULLO
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Massnahmen zur Stärkung des Romanischen; sie sollte alle zwei Jahre
zusammentreten. Die bernische Kommission, die sich mit der Gründung eines
jurassischen Kulturzentrums befasst, machte, nachdem grundlegende
Meinungsverschiedenheiten beseitigt werden konnten, erste Vorschläge. Einen Beitrag
zum friedlichen Zusammenleben verschiedener Sprachgruppen leistete der Kanton
Freiburg mit einer Sprachencharta, die als Basisdokument für ein modernes
Sprachenrecht bezeichnet wurde. Einige Kritik erwuchs aus der mit dem Prinzip der
Universalität der auswärtigen Beziehungen begründeten Nichtbeteiligung der Schweiz
an der Konferenz von Niamey. Obwohl eine Mitgliedschaft in der neu gegründeten
«Agence de coopération culturelle et technique dans le cadre de la francophonie»
(ACCT) abgelehnt wurde, wäre es nach Ansicht des Bundesrates möglich, an einzelnen
Aktionen teilzunehmen. 6

Mit der bisherigen Verfassungsgrundlage ist eine substantielle Sprachenpolitik des
Bundes kaum möglich. Die Eidgenossenschaft unterstützt heute lediglich die Kantone
Tessin und Graubünden für die Förderung ihrer Kultur und Sprache mit insgesamt 5 Mio
Fr. pro Jahr. Um hier wenigstens die Teuerung auszugleichen und den beiden Kantonen
und den in der Sprach- und Kulturförderung aktiven Vereinigungen die Weiterführung
und Erhaltung ihrer Tätigkeit zu sichern, beantragte der Bundesrat dem Parlament,
diese Beiträge rückwirkend auf den 1.1.1990 um 25% anzuheben. Die kleine Kammer,
welche die Vorlage als Erstrat in der Wintersession behandelte, stimmte der Erhöhung
diskussionslos und einstimmig zu. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.1990
MARIANNE BENTELI

Die Absicht des Bundesrates, den Sprachenartikel der Bundesverfassung (Art. 116)
einer Revision zu unterziehen, stiess im Vernehmlassungsverfahren auf eine eindeutige
und überzeugende Zustimmung. Zur Diskussion standen zwei von einer Expertengruppe
ausgearbeitete Varianten. Praktisch alle Eingaben betonten, dass mit der Sprachenfrage
ein erstrangiges Element unseres staatlichen Selbstverständnisses angesprochen ist.
Die mit der Revision angestrebten Massnahmen wurden als sinnvoll und notwendig
erachtet. Dennoch kam in den Stellungnahmen deutlich zum Ausdruck, dass sich die
sprachliche Entwicklung wohl nur bedingt durch einen Verfassungsartikel beeinflussen
lasse. Entscheidend für die Erhaltung von bedrohten Landessprachen wie auch für die
Verbesserung der Verständigung und des Verständnisses unter den Sprachregionen sei
vielmehr die gezielte Umsetzung dieses Anliegens im konkreten Alltag.

Nicht eindeutig beantwortet wurde in der Vernehmlassung die Frage, ob die
Amtssprachen auf Verfassungs- oder Gesetzesstufe zu regeln seien. Unklarheit
herrschte auch über die Bedeutung, die dem Territorialitätsprinzip zukommen soll. Im
Gegensatz zur Expertengruppe, die im Vorjahr den Bericht "Zustand und Zukunft der
viersprachigen Schweiz" ausgearbeitet und sich dabei für ein differenziertes
Territorialitätsprinzip ausgesprochen hatte, setzten sich vor allem mehrere Eingaben
aus der welschen Schweiz vehement für dessen strikte Anwendung ein. Vereinzelt
wurde auch angemerkt, der Begriff der Viersprachigkeit, welcher den heutigen
demographischen Realitäten bereits nicht mehr gerecht werde, sollte durch denjenigen
der Vielsprachigkeit ersetzt werden.

Der Bundesrat beauftragte das EDI mit der Ausarbeitung eines Textvorschlages auf der
Basis der Vernehmlassungsergebnisse. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.12.1990
MARIANNE BENTELI

In der letzten Zeit habe sich eine spürbar wachsende Gleichgültigkeit gegenüber der in
der Schweizer Geschichte und Kultur verankerten Viersprachigkeit unseres Landes
abgezeichnet, hielt der Bundesrat in seiner – gleichentags in allen vier Landessprachen
publizierten – Botschaft zur Revision des Sprachenartikels in der Bundesverfassung
(Art. 116 BV) fest, wobei die sprachlichen Minderheiten besonders betroffen seien.
Deshalb soll der Bund inskünftig die Kantone bei ihren Bemühungen zur Erhaltung und
Förderung der Landessprachen vermehrt unterstützen und in seinem eigenen
Zuständigkeitsbereich für eine Verbesserung der zwischensprachlichen Verständigung
sorgen. 

Mit der Sprachenfreiheit soll ein besonders wichtiges, persönlichkeitsnahes Grundrecht
explizit in die Verfassung Eingang finden. Gleichzeitig wird der Grundsatz der
Viersprachigkeit der Schweiz verankert. Amtssprachen des Bundes bleiben weiterhin
das Deutsche, das Französische und das Italienische. Im Verkehr zwischen dem Bund
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und rätoromanischen Bürgerinnen und Bürgern sowie Institutionen soll jedoch auch
das Rätoromanische als Amtssprache gelten. 

Der revidierte Verfassungsartikel führt ein differenziertes Territorialitätsprinzip ein.
Der Sprachgebietsgrundsatz soll nicht für alle Kantone und Sprachsituationen die
gleiche Bedeutung haben; vielmehr soll auf die Bedrohung einer Sprache abgestellt
werden: Je stärker eine Sprache gefährdet erscheint, desto grösser sei das öffentliche
Interesse an Massnahmen zu ihrer Erhaltung und desto eher rechtfertigten sich
Eingriffe in die Sprachenfreiheit, meinte die Landesregierung. Die Kantone sollen
deshalb verpflichtet werden, unter Umständen sogar einschneidende Massnahmen zu
treffen, um sicherzustellen, dass sich die bedrängten Sprachen in jenen Gebieten
halten können, in denen sie heute gesprochen oder geschrieben werden. 

Damit die Verständigungsfähigkeit und -bereitschaft zwischen den
Sprachgemeinschaften erhalten bleiben und sich weiterentwickeln können, sollen in
allen Landesteilen neben der Erhaltung und Förderung der jeweiligen Gebietssprache
auch die anderen Landessprachen gepflegt werden. Damit sei, schrieb der Bundesrat,
vor allem der Fremdsprachenunterricht in den kantonalen Bildungssystemen – vom
Vorschulunterricht bis zur Erwachsenenbildung – angesprochen. 9

Die kleine Kammer, welche den revidierten Sprachenartikel (Art. 116 BV) als Erstrat
behandelte, trug den Befürchtungen der Romands — vor allem auf Druck von Ständerat
Cavadini (lp, NE) — dennoch weitgehend Rechnung. Der Passus, der gemäss
bundesrätlichem Vorschlag die individuelle Sprachenfreiheit garantiert hätte, wurde,
entgegen einem Minderheitsantrag Onken (sp, TG), ersatzlos gestrichen, das strikte
Territorialitätsprinzip für die Amts- und Schulsprachen also gestärkt. Die Kompetenz
zur Erhaltung und Förderung der Landessprachen wurde ganz den Kantonen übertragen
und nicht mehr gleichberechtigt dem Bund und den Kantonen, wie dies der Bundesrat
vorgeschlagen hatte. Der Bund soll hier lediglich subsidiär wirken sowie die
Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften unterstützen. Unbestritten war, das
Romanische zur halbamtlichen Sprache zu erheben. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.10.1992
MARIANNE BENTELI

Nationalrat Camponovo (fdp, TI) nutzte erstmals das neue Ratsregelment und
präsentierte die Berichterstattung zur Staatsrechnung 1992 exklusiv in italienischer
Sprache. Bisher hatten die Tessiner Abgeordneten das Italienische meist nur in ein bis
zwei Sätzen ihrer mündlichen Interventionen benutzt, um ostentativ darauf
hinzuweisen, dass ihre Muttersprache als dritte Amtssprache dem Deutschen und
Französischen auch im Parlamentsbetrieb gleichgestellt werden sollte. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.1993
MARIANNE BENTELI

In der vorberatenden Kommission des Nationalrates und dann auch im Plenum brach
bei der Behandlung des zu revidierenden Sprachenartikels in der Bundesverfassung die
Kontroverse zwischen jenen, welche die Sprachenfreiheit – und damit eine lebendige
Weiterentwicklung der Sprachensituation – in der Verfassung festschreiben wollen, und
jenen, die ohne verfassungsrechtliche Verankerung des Territorialitätsprinzips das
sprachliche Gleichgewicht unter den Landessprachen und damit den Sprachenfrieden
gefährdet sehen, erneut und recht heftig aus. Die grosse Kammer stimmte schliesslich
im Einverständnis mit dem Bundesrat einer von einer Arbeitsgruppe der Kommission
ausgearbeiteten Kompromissvariante zu, welche weder die Sprachenfreiheit noch das
Territorialitätsprinzip erwähnt, dem Bund aber – entgegen der restriktiven Haltung des
Ständerates – wieder die Kompetenz erteilt, zusammen mit den Kantonen die
Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften zu fördern und besondere
Massnahmen zum Schutze bedrohter Landessprachen zu treffen. Unbestritten war –
wie zuvor schon im Ständerat – dass das Rätoromanische in den Rang einer
Teilamtssprache erhoben werden soll. 12
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Im emotional nach wie vor stark aufgeladenen Spannungsverhältnis zwischen
Sprachenfreiheit und Territorialitätsprinzip ging das Ringen um eine Neufassung des
Sprachenartikels in der Bundesverfassung mit der zweiten Lesung des Ständerates in
eine weitere Runde. Der kleinen Kammer lag zu Beginn ihrer Beratungen ein
Kompromissvorschlag ihrer Kommission vor, der die beiden umstrittenen Begriffe
wieder aufnahm, allerdings in einer anderen systematischen Einordnung. Aus Rücksicht
auf die Germanisierungsängste der Romandie sollte im eigentlichen Sprachenartikel
(Art. 116 BV) nur das Verhältnis zwischen den Nationalsprachen festgeschrieben und
dabei allein das Territorialitätsprinzip berücksichtigt werden, welches ein Gebiet
verbindlich einer Sprache zuordnet. Hinzu kam eine Bestimmung über die
Verständigung und den Austausch zwischen den Sprachregionen. Als Konzession an den
Nationalrat, der aus Gründen des Gleichgewichts den einen Begriff nicht ohne den
anderen stehen lassen wollte und deshalb auch das Territorialitätsprinzip aus der
Vorlage gekippt hatte, schlug die Kommission vor, das Element der individuellen
Sprachenfreiheit als neuen Art. 54bis in den Grundrechtskatalog der Verfassung
aufzunehmen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.1994
MARIANNE BENTELI

Unter dem Eindruck der Volksabstimmung zum Kulturförderungsartikel, welche einmal
mehr einen Graben zwischen deutscher und welscher Schweiz offenbart hatte, geriet
dann aber die gesamte Vorlage ins Rutschen. Ständerat Iten (fdp, ZG) stellte den Antrag,
die Übung kurzerhand abzubrechen. Er warnte vor einem Abstimmungskampf, der
komplexe Sachverhalte vermitteln müsste und leicht irrationale Ängste schüren könnte,
und meinte, der heute fragile, aber immerhin bestehende Sprachfriede müsse
eindeutig vor eine generell zu ambitiös geratene Neufassung des Sprachenartikels
gesetzt werden. Zudem könne das ursprüngliche Anliegen, das zu den Revisionsarbeiten
geführt habe, nämlich der Schutz und die Besserstellung des Rätoromanischen auch
mit dem bestehenden Verfassungsartikel in die Tat umgesetzt werden. 

Aus Sorge, die Rätoromanen könnten sich durch eine Nullösung desavouiert fühlen,
brachten die beiden Romands Cavadini (lp, NE) und Petitpierre (fdp, GE) eine
Minimalvariante als weitere Kompromisslösung ein. Sie bezeichnet das Deutsche,
Französische, Italienische und Rätoromanische als Nationalsprachen der Schweiz und
gibt dem Bund die Möglichkeit, auf Begehren der betroffenen Kantone Massnahmen zur
Erhaltung des überlieferten Gebietes bedrohter sprachlicher Minderheiten zu
unterstützen. Die beiden Bündner Abgeordneten Cavelty (fdp) und Gadient (svp) stellten
den Zusatzantrag, das Rätoromanische sei wie im ursprünglichen Vorschlag des
Bundesrates zur Teilamtssprache zu erheben. Auf der Strecke blieb bei dieser
Minimallösung die Kompetenz des Bundes, allein oder in Zusammenarbeit mit den
Kantonen die Verständigung unter den Sprachgemeinschaften sowie den gegenseitigen
Austausch zu fördern. Auch die Aufnahme der Sprachenfreiheit in den
Grundrechtskatalog der Verfassung wurde fallengelassen. 

Aus Rücksicht auf die rätoromanische Minderheit des Landes wurde der Antrag Iten mit
14:17 Stimmen knapp abgelehnt. Der Vorschlag der Kommission, für den sich in der
Debatte nur noch deren Präsident Jagmetti (fdp, ZH) und der Thurgauer Onken (sp)
sowie Bundesrätin Dreifuss stark machten, unterlag mit 23:9 Stimmen klar gegenüber
der Minimalvariante Cavadini/Petitpierre/Cavelty/Gadient. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.1994
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat zeigte sich offen für die Anliegen der Rätoromanen. In Anbetracht der
Dringlichkeit von zusätzlichen Massnahmen gab er Ende Jahr seine Absicht bekannt,
noch vor Abschluss der parlamentarischen Beratungen über den Sprachenartikel der
Bundesverfassung eine Revision des Beitragsgesetzes zur Förderung der
rätoromanischen und italienischen Kultur in die Wege zu leiten. Gemäss der
Gesetzesrevision soll neu auch die Unterstützung der rätoromanischen Presse und des
Verlagswesens in der italienisch- und rätoromanischsprachigen Schweiz ermöglicht
werden, doch wird ein Engagement der Kantone und von Privaten vorausgesetzt. Nach
dem Revisionsentwurf soll die Finanzhilfe des Bundes höchstens 75% der
Gesamtkosten betragen, die Eigenleistung der Kantone mindestens 25%. Gleichzeitig
mit der Gesetzesänderung sieht der Bundesrat eine Erhöhung der Bundesbeiträge an
den Kanton Graubünden vor. Von 4 Mio Fr. im Budget 1995 (250'000 Fr. mehr als 1994)
sollen die Beiträge in den folgenden drei Jahren auf 5 Mio Fr. steigen. Die Subventionen
an den Kanton Tessin bleiben mit 2,5 Mio Fr. unverändert. 15
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Mehr zu reden gab der eigentliche Sprachenartikel (Art. 70). Der Ständerat wollte den
von der Landesregierung vorgeschlagenen speziellen und weiter hinten in der
Verfassungssystematik angesiedelten Artikel, der die Amtssprachen des Bundes
definiert, als Abs. 1 hier aufnehmen. Der Nationalrat ging auf dieses Anliegen vorerst
nicht ein, stimmte in 2. Lesung dann aber zu. Inhaltlich wurden die Bestimmungen der
geltenden Verfassung übernommen, wonach die Amtssprachen des Bundes Deutsch,
Französisch und Italienisch sind, im Verkehr mit Personen rätoromanischer Sprache
auch Rätoromanisch.

In beiden Räten hatten bereits die Kommissionen vorgeschlagen, als Gegenstück zur
Sprachenfreiheit für den Bereich der Amtssprachen das Territorialitätsprinzip in Abs. 2
festzuschreiben, welches der Bundesrat lediglich im Satz hatte subsummieren wollen,
dass die Kantone bei der Festsetzung der Amtssprachen den Sprachfrieden zu wahren
haben. Bei zwei fast analogen Formulierungen setzte sich (allerdings erst in der
Einigungskonferenz) schliesslich jene des Nationalrates durch, welche die Kantone
verpflichtet, zur Wahrung des Einvernehmens zwischen den Sprachgemeinschaften auf
die herkömmliche sprachliche Zusammensetzung der Gebiete zu achten und Rücksicht
auf die angestammten sprachlichen Minderheiten zu nehmen.

Unbestritten waren die beiden Absätze, wonach Bund und Kantone die Verständigung
und den Austausch zwischen den Sprachgemeinschaften fördern (Abs. 3) und der Bund
Massnahmen der Kantone Graubünden und Tessin zur Erhaltung und Förderung der
rätoromanischen und der italienischen Sprache unterstützt (Abs. 5). Einzig im
Nationalrat wurde zu Abs. 3 ein persönlicher Antrag Berberat (sp, NE) gestellt, der die
Kantone verpflichten wollte, im Bereich der Volksschule sicherzustellen, dass die neben
der Amtssprache des Kantons oder des betreffenden Gebiets unterrichtete
Zweitsprache eine Landessprache ist. Als unzulässiger Eingriff in die Schulhoheit der
Kantone wurde dieser Antrag mit 90 zu 66 Stimmen abgelehnt.

Ebenfalls im Nationalrat wurde ein Minderheitsantrag Jutzet (sp, FR) für einen
zusätzlichen Abs. 4 eingereicht, der vor allem von Abgeordneten aus den
zweisprachigen Kantonen Freiburg und Wallis mitgetragen wurde. Er verlangte, dass der
Bund die mehrsprachigen Kantone bei der Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben
unterstützt. Bundesrat Koller warnte vergeblich, mit dieser neuen Bundeskompetenz
werde über die Nachführung hinaus gegangen. Die Anerkennung der besonderen
Brückenfunktion der mehrsprachigen Kantone überwog; mit 81 zu 77 Stimmen wurde
dem neuen Absatz zugestimmt. Im Ständerat wurde in zweiter Lesung dieser Antrag vom
Freiburger Aeby (sp) eingebracht und mit 18 zu 15 Stimmen angenommen. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1998
MARIANNE BENTELI

Bei der Präsentation der Legislaturplanung 1999-2003 unterstrich der Bundesrat seinen
Willen, den sprachpolitischen Auftrag des 1996 angenommenen neuen Sprachenartikels
der Bundesverfassung in einem Sprachengesetz (Verständigungs- und
Amtssprachengesetz) umfassend zu konkretisieren. Die Botschaft, die eigentlich für
das Berichtsjahr vorgesehen war, konnte noch nicht verabschiedet werden. Fragen der
verfassungsmässigen Zuständigkeit sowie Koordinationsschwierigkeiten unter
kantonalen Gremien führten bei der Vorbereitung des Gesetzesentwurfs zu erheblichen
Verzögerungen. Um die noch offenen Fragen zu klären, wurde eine paritätische
Arbeitsgruppe «Sprachengesetz» aus Vertretern von Bund und Kantonen eingesetzt. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.2000
MARIANNE BENTELI

Die neue Bundesverfassung (Art. 70) garantiert die Sprachenfreiheit und die
Gleichbehandlung der vier Landessprachen. Ein eigentliches Sprachengesetzsoll die
Mehrsprachigkeit als wichtiges Wesensmerkmal des Landes sowie die
Sprachkompetenz seiner Bewohner fördern. Ende Oktober präsentierte Bundesrätin
Dreifuss den lange erwarteten Gesetzesentwurf, der in eine breite Vernehmlassung
geschickt wurde. Zu den vorgeschlagenen Massnahmen gehören die Förderung von
Kenntnissen in mehreren Landessprachen, der verstärkte Austausch von Lernenden
und Lehrkräften aller Bildungsstufen, die Schaffung eines Zentrums für
Mehrsprachigkeit, die subsidiäre Unterstützung von Initiativen zur besseren
gegenseitigen Verständigung sowie eine verbesserte Integration fremdsprachiger
Ausländerinnen und Ausländer. Aufgeführt werden auch die bereits praktizierte
Unterstützung der rätoromanischen und italienischen Sprache sowie (neu) der
mehrsprachigen Kantone Bern, Freiburg, Graubünden und Wallis. Bei der Vorstellung
des Entwurfs bezeichnete Dreifuss die Stärkung der vier Landessprachen als eine
wichtige Investition in die «fragile Willensnation» Schweiz. In der Ausarbeitung des
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Gesetzes habe sich jedoch gezeigt, dass in den politischen Debatten die Befürchtungen
vor allem in Bezug auf die Kompetenzausgestaltung zwischen Bund und Kantonen
grösser seien als der Enthusiasmus. 18

Im Juli 2016 schickte der Bundesrat eine Änderung des Sprachengesetzes in die
Vernehmlassung. Damit sollte die Harmonisierung des Fremdsprachenunterrichts in der
obligatorischen Schule von Bundesseite verstärkt werden, womit der Bund jedoch in ein
Hoheitsgebiet der Kantone eingreifen wollte. Der Bundesrat holte weit aus, um diesen
Eingriff zu rechtfertigen. Mit der Volksabstimmung 2006 wurde die Bundesverfassung
so geändert, dass zentrale Eckwerte des obligatorischen Schulwesens interkantonal
harmonisiert werden. Unter die verfassungsrechtliche Bestimmung der Harmonisierung
fällt auch der Sprachenunterricht. Die Kantone kamen dem Verfassungsauftrag mit dem
HarmoS-Konkordat nach, das unter anderem regelt, dass die erste Fremdsprache
spätestens ab dem 3. Schuljahr und eine zweite Fremdsprache spätestens ab dem 5.
Schuljahr („Modell 3/5“) unterrichtet werden muss. Dieses Modell erfüllten 2016 23
Kantone, obwohl nur 15 dem HarmoS-Konkordat beigetreten sind. Einzig die Kantone
Aargau, Uri und Appenzell-Innerhoden kamen dieser Vorgabe nicht nach, sie sind dem
HarmoS-Konkordat allerdings auch nicht beigetreten. Der Bundesrat respektiere die
erreichten Harmonisierungsfortschritte der Kantone, nehme aber zugleich zur
Kenntnis, dass es in diversen Kantonen Vorstösse gebe, die „den Unterricht in einer
zweiten Landessprache in der Primarschule ab dem Schuljahr 2017/18 in Frage stellen“,
hiess es in der Vernehmlassungsvorlage. Solche Vorstösse gebe es in den Kantonen
Basel-Landschaft, Glarus, Graubünden, Luzern, St. Gallen, Thurgau und Zürich und sie
würden tendenziell die bereits erreichte Harmonisierung gefährden, so die Beurteilung
des Bundesrates. Vor diesem Hintergrund sah der Bundesrat den Bund in der Pflicht,
sprachenpolitisch einzugreifen. Er schickte drei Varianten in die Vernehmlassung.
Variante 1 würde das Sprachengesetz so abändern, dass der Unterricht einer zweiten
Landessprache spätestens zwei Jahre vor Ende der Primarschule (also ab dem 5.
Primarschuljahr) beginnen muss (gleicher Wortlaut wie die parlamentarische Initiative
14.459). Variante 2 würde das Modell 3/5 des HarmoS-Konkordats im Gesetz verankern.
Die dritte Variante stellte die sanfteste Intervention dar und wurde vom Bundesrat
bevorzugt: Hier wird den Kantonen vorgeschrieben, dass der Unterricht in der zweiten
Landessprache in der Primarschule beginnen und bis zum Ende der obligatorischen
Schulzeit andauern soll. Die Medien sprachen indes von einer „Drohkulisse“, die
Innenminister Berset mit dem neuen Gesetz aufbauen wolle, um die einzelnen
kantonalen Vorlagen in die vom Bundesrat gewünschte Richtung zu lenken. Bereits im
Juni 2016 stellte die EDK in einem Brief an Bundesrat Berset klar, dass sie vor dem
Hintergrund, dass über 20 Kantone das Modell 3/5 umgesetzt hätten, eine Intervention
des Bundes für unverhältnismässig halte. Die kantonalen Erziehungsdirektoren
beurteilten das Vorgehen des Bundesrates auch als wenig opportun: Eine allfällige
Volksabstimmung über dieses Gesetz könnte zu einer  „nationalen Zerreissprobe“
werden, monierten sie.

Rund fünf Monate später krebste der Bundesrat zurück. Er gab im Dezember 2016 nach
Beurteilung der Vernehmlassungsantworten bekannt, dass er seine Bestrebung, das
Sprachengesetz zu ändern, vorerst auf Eis legen werde. Die grosse Mehrheit der
Kantone und ein Teil der Parteien hätten im Vernehmlassungsverfahren geantwortet,
dass sie eine Intervention des Bundes für „verfrüht, unverhältnismässig und politisch
nicht opportun“ hielten. Der Bundesrat kam zum Schluss, dass damit die
Voraussetzungen für eine Regelung auf Bundesebene nicht gegeben seien. Berset
verwies während der Pressekonferenz auch auf positive Entwicklungen in den Kantonen
im Verlaufe des Herbstes 2016. Im Kanton Thurgau etwa beschloss die Kantonsregierung
im September, dass das Parlament erneut über eine Vorlage abstimmen muss, die es
eigentlich im April 2016 bereits in die Vernehmlassung geschickt hatte und mit welcher
der Französischunterricht von der Primarschule in die Sekundarschule verschoben
werden sollte. Zudem gab es im Herbst Abstimmungen in den Kantonen Schaffhausen,
St. Gallen und Thurgau, deren Ausgang als Bekenntnis dieser Kantone zum Lehrplan 21
und zum HarmoS-Konkordat gewertet wurden. Der Bundesrat behielt sich aber vor, die
Voraussetzungen für eine Intervention des Bundes neu zu prüfen, sollte ein Kanton
entscheidend von der harmonisierten Lösung in der Sprachenfrage abweichen, etwa
durch den Beschluss, eine zweite Landessprache nicht ab der Primarstufe oder nicht
durchgehend bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit zu unterrichten. Damit blickte
Berset in erster Linie auf das Jahr 2017, denn auch in diesem Jahr wird das
Frühfranzösisch in einigen Kantonen direkt oder indirekt zur Abstimmung kommen. In
diesem Sinne blieb „eine reduzierte Drohkulisse“ (NZZ) des Bundes bestehen. Die EDK
zeigte sich erfreut über den Entscheid des Bundesrates, die Pläne einer Revision des
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Sprachengesetzes vorerst wieder in der Schublade zu versorgen. 19

Medien

Presse

In seiner Botschaft zu einem Bundesgesetz über Finanzhilfen für die Erhaltung und
Förderung der rätoromanischen und der italienischen Sprache hat sich der Bundesrat
für die Unterstützung der romanischen Presse durch den Bund als spracherhaltende
Massnahme ausgesprochen. Voraussetzung ist aber, dass ein realisierbares Konzept die
breite Zustimmung der Zeitungsverleger und der betroffenen Organisationen findet.
Nach dem Scheitern des Zeitungsprojektes "La Vusch" verfolgte eine
Interessengemeinschaft die Gründung einer romanischen Nachrichtenagentur weiter.
In der Interessengemeinschaft sind alle Verleger romanischer Zeitungen, die beiden
Bündner Lokalradios, das romanische Radio und Fernsehen sowie die SDA und die
romanische Dachorganisation Lia Rumantscha vertreten. Im April reichten sie bei der
Bündner Regierung ein Grobkonzept ein, das den Akzent auf Dezentralisierung legt und
Jahreskosten von 1,2 Mio Fr. vorsieht. Davon sollen der Bund 700 000 und der Kanton
300 000 Fr. übernehmen. Die Regierung begrüsste das Projekt, wollte sich aber nicht
auf eine finanzielle Unterstützung festlegen und leitete das Projekt zur Prüfung an die
Bundesbehörden weiter. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.1995
EVA MÜLLER
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